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Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Die Bundesregierung hat großes Verständnis für die in der 
Empfehlung 421 der Beratenden Versammlung enthaltenen 
Vorschläge. Sie muß jedoch darauf hinweisen, daß eine volle 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer nach dem Vorbild der Verord- 
nung Nr. 38/64 der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft nur 
im Rahmen einer Gemeinschaft mit einem ausgewogenen 
System von Rechten und Pflichten des einzelnen und der Mit- 
gliedstaaten verwirklicht werden kann. Eine solche Freizügig- 
keit erfordert besondere Organe, die darüber wachen, daß 
diese weder beeinträchtigt noch zum Nachteil eines Mitglied- 
staates ausgenutzt werden kann. Die Europäische Wirtschafts- 
gemeinschaft verfügt über solche Organe, der Europarat nicht. 

Die strukturellen Unterschiede zwischen dem Europarat und der 
EWG, die eine Anpassung an die Freizügigkeitsregelung der 
VO 38/64 ohnehin erschweren, lassen es im Augenblick auch 
als unzweckmäßig erscheinen, entsprechende Maßnahmen für 
den Bereich des Europarats anzustreben. Die Mitgliedstaaten 
des Gemeinsamen Marktes befassen sich bereits mit weit- 
gehenden Plänen, die schließlich die völlige Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer sicherstellen sollen. 

Wegen der fortschreitenden Entwicklung in der EWG würde 
eine Übernahme der jetzigen Regelung durch die Europarat- 
staaten keine dauernde Rechtsangleichung herbeiführen. In 
jedem Fall ist es besser, eine abschließende Regelung in der 
EWG abzuwarten. 
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Diesem Argument der EWG-Kommission hat sich das Minister- 
komitee des Europarats nicht verschlossen. In seiner Antwort 
auf die Empfehlung 421 hat es sich einmütig dafür ausgespro- 
chen, zunächst die Neuregelung des Freizügigkeitsrechts im Ge- 
meinsamen Markt abzuwarten. Eine Initiative im Sinne der 
Kleinen Anfrage könnte daher gegenwärtig im Ministerkomitee 
nicht zum Erfolg führen. 

Deutschland hat jedoch mit den meisten derjenigen Mitglied- 
staaten des Europarats, die infolge ihrer Reserven an Arbeits- 
kräften an der Freizügigkeit sehr interessiert sind, sowie mit 
weiteren europäischen Staaten Vereinbarungen über die An- 
werbung von Arbeitskräften getroffen, die den Zielen der 
Empfehlung entsprechen. 
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